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Öffentliche Bekanntmachung des Vorhabens der RWE Generation SE, Essen;

hier: Errichtung eines Gasturbinenkraftwerks in Biblis  
___________________________________________________________________________________________________


Öffentliche Bekanntmachung
Vorhaben der RWE Generation SE,
RWE- Platz 3, 45141 Essen
hier: Wasserrechtliche Erlaubnis
Stand: 02.11.2020
Die RWE Generation SE, RWE Platz 3, 45141 Essen hat mit Schreiben vom 21. April 2020, ergänzt am 22. Juli 2020 und am 15. Oktober 2020, für das neu zu errichtende Gasturbinenkraftwerk am Standort des Kernkraftwerkes Biblis einen Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis gem. § 8 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) zur Einleitung von Niederschlags- und Betriebsabwasser über den Schutzgraben in den Mörschgraben gestellt. 

Die Einleitung wird im Zusammenhang mit der Errichtung und dem Betrieb eines Gasturbinenkraftwerks in der Gemarkung Biblis (Flur: 7, Flurstück: 120/1, 122, 124/1) erforderlich, dass als besonderes netztechnisches Betriebsmittel (bnBm) eingesetzt werden soll. Dies bedeutet, dass das Kraftwerk nicht zur allgemeinen Stromerzeugung zur Vermarktung im Strommarkt betrieben wird, sondern nur dann, wenn der Netzbetreiber einen Betrieb des Kraftwerks aus Gründen der Netzstabilität und/oder Versorgungssicherheit für erforderlich hält und den Betrieb anfordert. Das Gasturbinenkraftwerk hat eine Feuerungswärmeleistung von ca. 1.080 MW, eine elektrische Leistung von ca. 430 MW und eine maximale Betriebsdauer von 1.500 h/a. Die Anlage soll zum 1. Oktober 2022 in Betrieb genommen werden.

Für die Errichtung und den Betrieb des Gasturbinenkraftwerks ist in einem parallelen Verfahren nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit Nr. 1.1 des Anhangs 1 der 4. Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) die Genehmigung beim Regierungspräsidium Darmstadt beantragt worden. Für die Errichtung und den Betrieb des Gasturbinenkraftwerks besteht die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP). Ferner wurde ein Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Beginns nach § 8a BImSchG gestellt.

Antragsgegenstand des vorliegend bekannt gemachten wasserrechtlichen Antrags gem. § 8 WHG ist die Einleitung der folgenden Teilströme: 

1. Niederschlagswasser während der Bauphase in einer Höhe von 127 I/s 

2. Abwasser aus Druckproben und Spülvorgängen in der Inbetriebnahmephase in einer Höhe von 705 m3 

3. Niederschlagswasser während der Betriebsphase in einer Höhe von 214 l/s 

4. Betriebsabwasser (Sperrwasseranschluss der Pumpen) in einer Höhe von 0,7 m3/h 

Die Einleitungsstelle befindet sich an folgenden Gauß-Krüger-Koordinaten: 

Rechtswert: 3457803, 1 / Hochwert: 5507861,5. 

Die erstmalige Einleitung des in der Bauphase anfallenden Niederschlagswassers in den Mörschgraben ist für den 1. März 2021 geplant. Je nach Baufortschritt werden die Abwässer aus der Inbetriebnahmephase und die Betriebsabwässer ab etwa September 2021 anfallen. Ein Fachbeitrag zur Vereinbarkeit des Vorhabens mit der EU-Wasserrahmenrichtlinie und den Bewirtschaftungszielen der oberirdischen Gewässer und des Grundwassers nach den §§ 27 und 47 WHG wurde erstellt.
Für die Durchführung des wasserrechtlichen Erlaubnisverfahrens nach § 8 WHG ist gemäß § 1 Absatz 2 Nummer 1b) der Verordnung über die Zuständigkeit der Wasserbehörden (WasserZustVO) das Regierungspräsidium Darmstadt, Wilhelminenstraße 1-3, 64283 Darmstadt zuständig. Das Verfahren wird entsprechend den §§ 3 - 6 Industriekläranlagen-Zulassungs- und Überwachungsverordnung (IZÜV) durchgeführt.
Das Vorhaben wird hiermit nach § 4 Absatz 1 Satz 1 IZÜV i. V. m. § 10 Absatz 3, 4 und 6 des BImSchG sowie §§ 9, 10 und 14 bis 19 der Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) und §§ 1 ff. Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) öffentlich bekannt gemacht.
Zu dem Antrag wurden von der Antragstellerin Antragsunterlagen mit Gutachten und nach Maßgabe des § 11 Abs. 1 WHG ein UVP-Bericht vorgelegt. Dieser erfasst sämtliche Umweltauswirkungen des Gesamtvorhabens einschließlich der Umweltauswirkungen, die mit der Einleitung von Niederschlags- und Betriebsabwasser einhergehen.

Ferner liegen meiner Behörde die nachfolgend aufgeführten und mit ausgelegten Berichte und Gutachten vor, die entscheidungserheblich für die Umweltauswirkungen des beantragten wasserrechtlichen Vorhabens sein können: 
· Stellungnahme des Dezernats 41.1 des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 17. September 2020

· Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde des Kreises Bergstraße vom 16. Oktober 2020

· Die Stellungnahme des Dezernats IV/Da 41.2 des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 20. Oktober 2020
· Die Stellungnahme des Gewässerverbandes Bergstraße vom 21. Oktober 2020
· Die Stellungnahme des Dezernats V 53.1 des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 2. November 2020
· Bestätigung der Vollständigkeit der Unterlagen der Gemeinde Biblis vom 23. Oktober 2020
· Bestätigung der Vollständigkeit der Unterlagen des Dezernats V 53.1 des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 20. Oktober 2020
· Bestätigung der Vollständigkeit der Unterlagen des Dezernats V 51.1 des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 19. Oktober 2020

· Bestätigung der Vollständigkeit der Unterlagen des Dezernats IV/Da 41.4 des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 19. Oktober 2020
Der Antrag mit seinen Unterlagen und die vorgenannten Berichte und Gutachten sowie die bis zum Zeitpunkt der Bekanntmachung bei der Genehmigungsbehörde vorliegenden entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen sind in der Zeit 

vom 23. November 2020 (erster Tag) bis 22. Dezember 2020 (letzter Tag) 

auf der Homepage des Regierungspräsidiums Darmstadt (https://rp-darmstadt.hessen.de–Rubrik: „Presse →Öffentliche Bekanntmachungen→Umweltrecht“) veröffentlicht.
Ergänzend dazu liegen die Planunterlagen in der Zeit vom 23. November 2020 bis 22. Dezember 2020 beim Regierungspräsidium Darmstadt, Wilhelminenstraße 1-3, 64283 Darmstadt, Zimmer 4.015, aus und können dort während der Dienststunden eingesehen werden. Um eine vorherige telefonische Terminvereinbarung wird gebeten (Tel. 06151-123714).
Sie liegen ferner im gleichen Zeitraum im Rathaus der Stadt Biblis, Darmstädter Straße 25, 68647 Biblis aus und können dort während der Dienststunden eingesehen werden. Um eine vorherige telefonische Terminvereinbarung wird gebeten (Tel. 06245-28873).
Dieser Bekanntmachungstext, der UVP-Bericht und die entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Genehmigungsbehörde zum Zeitpunkt des Beginns des Beteiligungsverfahrens vorliegen, sind während des genannten Auslegungszeitraums über das länderübergreifende UVP-Portal unter 
https://www.uvp-verbund.de/he 

verfügbar. Maßgeblich ist in diesem Fall gemäß § 8 Abs. 1 Satz 4 der 9. BImSchV der Inhalt der ausgelegten Unterlagen.
Innerhalb der Zeit 

vom 23. November 2020 (erster Tag) bis 22. Januar 2021 (letzter Tag)

können nach §§ 4 Absatz 1 Satz 1 IZÜV i. V. m. 10 Absatz 3 Satz 4 BImSchG Einwendungen gegen das Vorhaben schriftlich bei den vorgenannten Auslegungsstellen oder elektronisch (E- Mail- Adresse: Abwasser-Da@rpda.hessen.de) erhoben werden. Es wird gebeten, Namen und Anschrift lesbar anzugeben. Unleserliche Einwendungen und solche, die die Person des Einwendenden nicht erkennen lassen, werden bei einem ggf. stattfindenden Erörterungstermin nicht zugelassen. Einwendungen müssen zumindest die befürchtete Rechtsgutgefährdung und die Art der Beeinträchtigung erkennen lassen. 

Soweit Name und Anschrift bei Bekanntgabe der Einwendungen an den Antragsteller oder an die im Genehmigungsverfahren beteiligten Behörden unkenntlich gemacht werden sollen, ist hierauf im Einwendungsschreiben hinzuweisen. 

Datenschutzhinweis:

Personenbezogene Daten von Einwendenden können z. B. bei Masseneinwendungen für die Dauer des Verfahrens automatisiert verarbeitet werden. 

Die Pflicht zur Bereitstellung von personenbezogenen Daten ergibt sich aus § 4 Absatz 1 Satz 1 IZÜV i. V. m. § 10 Absatz 3 BImSchG. Bei Nichtbereitstellung können Einwendungen nicht bearbeitet und der Erlaubnisbescheid nicht zugestellt werden.

Mit Ablauf der Einwendungsfrist werden gemäß §§ 4 Absatz 1 Satz 1 IZÜV i. V. m. 10 Absatz 3 Satz 5 BImSchG Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Ein Termin zur Erörterung der Einwendungen wird wie folgt bestimmt: 

Datum: 10. Februar 2021 

Uhrzeit: 10:00 Uhr 
Ort: Bürgerzentrum Biblis, Darmstädter Straße, 68647 Biblis
Der Erörterungstermin kann abgesagt werden, wenn die erhobenen Einwendungen nach Einschätzung der Behörde keiner Erörterung bedürfen. Diese Entscheidung wird an gleicher Stelle nach Ende der Einwendungsfrist öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass ein Erörterungstermin grundsätzlich nicht stattfindet, wenn Einwendungen gegen das Vorhaben nicht oder nicht rechtzeitig erhoben worden sind bzw. die Einwendungen zurückgezogen wurden oder nur auf privatrechtlichen Titeln beruhen. 

Der Erörterungstermin endet, wenn sein Zweck erfüllt ist. Gesonderte Einladungen hierzu ergehen nicht mehr. Die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen werden, sollte der Erörterungstermin stattfinden, auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. 

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Im Einzelfall kann aus besonderen Gründen die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. 

Hinweis:

Die Durchführung des Erörterungstermins kann wegen der COVID-19-Pandemie ergänzende Rahmenbedingungen (z. B. Beschränkung der Teilnehmerzahl und Einhaltung von Hygienemaßnahmen) erfordern. Sollte die Durchführung des Erörterungstermins hierdurch deutlich erschwert oder unmöglich gemacht werden (z. B. bei Beschränkungen aufgrund der COVID-19-Pandemie und dem Risiko der weiteren Ausbreitung des Virus), kann dieser modifiziert gestaltet werden (z. B. durch eine Online-Konsultation) oder im Rahmen des behördlichen Ermessens ganz ausfallen (§ 5 Abs. 1 Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 1041)). Eine Änderung hinsichtlich der Durchführung des Erörterungstermins wird dann rechtzeitig mit den nötigen Informationen bekanntgegeben.

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

Regierungspräsidium Darmstadt

Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt

Aktenzeichen: RPDA - Dez. IV/Da 41.4-79 g 31/3-2020/6
Darmstadt, den 2. November 2020

Stand: 02.09.2020

